
AKTUELLES2 No. 8/2021

IMPRESSUM

Verlag  
OEMUS MEDIA AG 
Holbeinstraße 29 
04229 Leipzig, Deutschland 
Tel.:	+49 341 48474-0 
Fax:	+49 341 48474-290 
kontakt@oemus-media.de 
www.oemus.com

Verleger 
Torsten R. Oemus

Verlagsleitung 
Ingolf Döbbecke 
Dipl.-Betriebsw. Lutz V. Hiller

Chairman Science & BD 
Dipl.-Päd. Jürgen Isbaner

Redaktionsleitung 
Majang Hartwig-Kramer (mhk) 
m.hartwig-kramer@ 
oemus-media.de

Anzeigenverkauf/ 
Verkaufsleitung 
Dipl.-Betriebsw. Lutz V. Hiller 
hiller@oemus-media.de

Projektmanagement/ 
Vertrieb 
Nadine Naumann 
n.naumann@oemus-media.de

Produktionsleitung 
Gernot Meyer 
meyer@oemus-media.de

Anzeigendisposition 
Lysann Reichardt 
l.reichardt@oemus-media.de

Art Direction 
Dipl.-Des. (FH) Alexander Jahn 
a.jahn@oemus-media.de

Satz 
Matthias Abicht 
abicht@oemus-media.de 

Erscheinungsweise  
Dental Tribune Swiss Edition 
erscheint 2021 mit 8 Ausgaben, 
es gilt die Preisliste Nr. 12 vom 
1.1.2021. 
Es gelten die AGB.

Druckerei 
Dierichs Druck+Media GmbH, 
Frankfurter Str. 168, 34121 Kassel, 
Deutschland

Verlags- und Urheberrecht	
Dental Tribune Swiss Edition ist 
ein eigenständiges redaktionelles 
Publikationsorgan  der  OEMUS 
MEDIA AG. Die Zeitschrift und die 
enthaltenen Beiträge und Abbil- 
dungen sind urheberrechtlich ge-
schützt. Jede Verwertung ist ohne 
Zustimmung  des  Verlages  un
zulässig und strafbar. Das gilt 
besonders  für  Vervielfältigungen, 
Übersetzungen,  Mikroverfilmungen 
und die Einspeicherung und Be-
arbeitung in elektronischen Sys-
temen. Nachdruck, auch auszugs-
weise, nur mit Genehmigung des 
Verlages. Bei Einsendungen an die 
Redaktion wird das Einverständnis 
zur vollen oder auszugsweisen Ver-
öffentlichung vorausgesetzt, sofern 
nichts anderes vermerkt ist. Mit 
Einsendung des Manuskriptes geht 
das Recht zur Veröffentlichung als 
auch die Rechte zur Übersetzung, 
zur Vergabe von Nachdruckrechten 
in deutscher oder fremder Sprache, 
zur elektronischen Speicherung in 
Datenbanken zur Herstellung von 
Sonderdrucken  und  Fotokopien 
an den Verlag über. Für unverlangt 
eingesandte Bücher und Manu-
skripte kann keine Gewähr über-
nommen werden. Mit anderen als 
den redaktionseigenen Signa oder 
mit Verfassernamen gekennzeich-
nete Beiträge geben die Auffas-
sung der Verfasser wieder, welche 
der Meinung der Redaktion nicht 
zu entsprechen braucht. Der Autor 
des Beitrages trägt die Verantwor-
tung. Gekennzeichnete Sonderteile 
und Anzeigen befinden sich außer-
halb der Verantwortung der Re-
daktion. Für Verbands-, Unterneh-
mens- und Marktinformationen 
kann keine Gewähr übernommen 
werden. Eine Haftung für Folgen 
aus unrichtigen oder fehlerhaften 
Darstellungen wird in jedem Falle 
ausgeschlossen. Gerichtsstand ist 
Leipzig.

Editorische Notiz  
(Schreibweise männlich/ 
weiblich/divers)

Wir bitten um Verständnis, dass  – 
aus Gründen der Lesbarkeit – auf  
eine  durchgängige  Nennung der 
männlichen,  weiblichen  und  di- 
versen Bezeichnungen verzichtet  
wurde. Selbstverständlich beziehen   
sich alle Texte in gleicher Weise  
auf Männer, Frauen und diverse 
Personen.

Zahlen des Monats

158’433
2020 wurden in der Schweiz 158’433 Klienten im Al-
ters- und Pflegeheim betreut. Gegenüber 2019 ent-
spricht dies einem Rückgang um vier Prozent.

228’800
2020 arbeiteten 228’800 Personen (+ 3,5 Prozent) im 
Schweizer Spitalsektor. Das Beschäftigungsvolumen be
lief sich auf 174’593 Vollzeitäquivalente.

6’609
Haushaltsbudgeterhebung: Im Jahr 2019 betrug das 
durchschnittliche verfügbare Einkommen der Privat-
haushalte in der Schweiz 6’609 Franken pro Monat. 

Diversität
Im Zeitraum 2016 bis 2020 zeigten sich 
die Schweizer in Bezug auf Diversität 
insgesamt offen. Nur ein geringer Anteil 
fühlt sich von als «anders» wahrgenom-
menen Menschen gestört.

Lebenserwartung
Im von COVID-19 geprägten Jahr 2020 
sank die Lebenserwartung bei Geburt 
gegenüber dem Vorjahr bei den Män-
nern um 0,9 auf 81,0 Jahre und bei  
den Frauen um 0,5 auf 85,1 Jahre.

Lebensqualität
Fast neun von zehn Schweizer stufen 
ihre Lebensqualität auch in der aktuel-
len Pandemiesituation als gut ein. Zu-
gleich werden die Schutzmassnahmen 
weniger konsequent eingehalten.

Krebsbericht 2021
Bei Männern machen Prostata-, Lun-
gen- und Dickdarmkrebs 50,3 Prozent 
der jährlichen Neuerkrankungen aus, 
bei Frauen entfallen 51,1 Prozent auf 
Brust-, Lungen- und Dickdarmkrebs.

Auf den Punkt …
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BERN – Die Regelung zum Ver-
sandhandel mit nicht verschrei-
bungspflichtigen  Arzneimitteln 
sollte vereinfacht werden, wobei 
die Patientensicherheit zu ge-
währleisten ist. Der Bundesrat hat 
an seiner Sitzung vom 24. No-
vember 2021 den Bericht in Erfül-
lung des Postulats Stahl geneh-
migt. Eine Vernehmlassung zur 
Änderung des Heilmittelgesetzes 
(HMG) ist bis Anfang 2023 ge-
plant.

Der Versandhandel mit Arz-
neimitteln ist in der Schweiz grundsätz-
lich untersagt. Die Kantone können ihn 
jedoch unter bestimmten Vorausset-
zungen für Apotheken bewilligen. Die 
heutige Regelung verlangt, dass der 
Bestellung immer eine ärztliche Ver-
schreibung beiliegt, unabhängig davon, 
ob das Arzneimittel verschreibungs-
pflichtig ist oder nicht. Gleichzeitig lässt 
das HMG unter bestimmten Bedingun-
gen  den  Online-Einkauf  von  Arznei
mitteln zu. Das 2019 vom Parlament 
angenommene Postulat Stahl 19.3382 

beauftragte den Bundesrat, die Mög-
lichkeiten für eine Zulassung des Ver
sandhandels mit nicht verschreibungs-
pflichtigen Arzneimitteln zu prüfen.

Wachsendes Interesse  
am Onlinehandel

In seinem Bericht vertritt der Bun-
desrat den Standpunkt, dass bei der 
Abgabe von Arzneimitteln die Patien-
tensicherheit und die Qualität der Arz-
neimittel jederzeit gewährleistet sein 
müssen. Er anerkennt jedoch, dass die 

derzeitigen Bestimmungen des 
HMG unter Berücksichtigung des 
aktuellen Kontexts revidiert wer-
den müssen. In den letzten Jah-
ren hat der Onlinehandel einen 
beträchtlichen  Aufschwung  er-
lebt, und die Entwicklung neuer 
digitaler  Technologien  im  Ge-
sundheitsbereich hat eine siche-
rere Fernbetreuung von Patienten 
ermöglicht.

Die  Coronavirus-Pandemie 
hat auch die Frage nach der Li
beralisierung des Versandhandels 

wieder aktuell werden lassen. Zudem 
wurde nach dem Inkrafttreten des re
vidierten HMG im Jahr 2019 die Ab-
gabe  von  nicht  verschreibungspflich
tigen Arzneimitteln an stationären Ver-
kaufsstellen  erleichtert.  Diese  Arznei-
mittel sind nun auch in Drogerien und 
nicht mehr nur in Apotheken erhältlich. 
Folglich möchte der Bundesrat auch die 
Zulassung des Versandhandels auf Dro-
gerien ausweiten.

Eröffnung der Vernehmlassung 
für Anfang 2023 geplant

Der Bundesrat plant, bis Anfang 
2023 einen Entwurf zur Änderung des 
HMG vorzulegen. Das Ziel ist die Schaf-
fung von Rahmenbedingungen, welche 
die Abgabe von Arzneimitteln unab-
hängig vom Vertriebskanal – Apotheke 
oder Drogerie – und von der verwen
deten Kommunikationstechnologie er-
möglichen, wobei die Patientensicher-
heit und die Qualität der abgegebenen 
Produkte während des gesamten Ver-
kaufs- und Lieferprozesses gewährleis-
tet sein müssen. 

Quelle: 
Bundesamt für Gesundheit

BERN – Kantone und Krankenversicherer sollen die Daten 
der Versicherten einfacher austauschen können. Der Bundes-
rat hat an seiner Sitzung vom 17. November 2021 die Ver-
nehmlassung zur entsprechenden Änderung des Bundes
gesetzes über die Krankenversicherung eröffnet. Der Entwurf 
sieht die Einführung eines elektronischen Datenaustauschs 

zwischen Kantonen und Versicherern in einem einheitlichen 
Verfahren vor. Zudem beinhaltet ein weiterer Teil der Vorlage 
die Berücksichtigung der im Ausland wohnhaften Versicher-
ten im Risikoausgleich. 

Quelle: Bundesamt für Gesundheit

WIEN – Die Schweiz, Deutschland und Österreich  
weisen in Westeuropa die höchsten Anteile der gegen 
das Coronavirus ungeimpften Bevölkerung aus. Noch 
schlechter als die sogenannte D-A-CH-Region liegen 
osteuropäische Staaten inklusive Balkan. Während in 
Österreich 33,2 Prozent der Bevölkerung noch keinen 
einzigen Stich erhalten haben, sind es in der Schweiz 
etwas mehr (33,8 Prozent) und in Deutschland weni-
ger (30,7  Prozent), zeigt eine APA-Auswertung der 
Plattform «Our World in Data» vom 12. November.

In Portugal haben indes nur rund elf Prozent der 
Gesamtbevölkerung noch keine COVID-Schutzimpfung 
in Anspruch genommen. Das ist der beste Wert in Eu-
ropa und sehr niedrig, nachdem manche Personen aus 
gesundheitlichen Gründen nicht geimpft werden kön-
nen und in der EU für Kinder unter zwölf Jahren noch 
kein COVID-19-Vakzin zugelassen ist. Portugals Nach-
bar Spanien steht mit 18,4  Prozent Ungeimpften ähn-
lich gut da. In Italien und Dänemark sind mit jeweils 
22,5  Prozent  der  Bevölkerung  ebenfalls  vergleichs-
weise wenige Personen noch nicht immunisiert.

Schlechter als Österreich und die Schweiz stehen 
etwa Ungarn und Tschechien da, wo noch rund vier 
von zehn Einwohnern keine Corona-Schutzimpfung 
erhalten haben (37,9 bzw. 40,6 Prozent). In Kroatien 
ist bisher mehr als jeder Zweite (51,2 Prozent) ohne 
Erststich, in Rumänien sind es sogar 61,7 Prozent.  
Europa-Schlusslicht ist Bulgarien, wo 77,8  Prozent, 
also fast acht von zehn Bewohnern, keinerlei Impf-
schutz gegen COVID-19 erhalten haben. 

Quelle: www.medinlive.at

Impf- 
Schlusslichter
Deutschsprachige Länder in  
Westeuropa auf den hinteren Plätzen.
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Datenaustausch
Bundesrat will elektronischen Datentransfer  
zwischen Kantonen und Krankenversicherern vereinfachen.

www.fbrb.ch
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Dentale Updates 24/7

ANZEIGE

Versandhandel mit Arzneimitteln
Bundesrat will Regeln zum Versandhandel  
mit nicht verschreibungspflichtigen Arzneimitteln revidieren.
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